
 

 

 

  

    

Gemeinsame Erklärung von BDI und IG Metall:  
“Resilienz-Strategien der Politik greifen zu kurz, Appell für eine ganzheitliche Betrachtung.”  
 
Vorstellung der Studie „Industrielle Resilienz und strategische Souveränität Deutschlands“ durch Prognos AG 
im Auftrag des Netzwerk Zukunft der Industrie e.V.  

 
 
Unsere Industrieunternehmen und -beschäftigten sind durch unfaire Handelspraktiken Chinas und der USA 
massiv bedroht. Ob durch die chinesische Kontrolle von kritischen Rohstoffen, durch die Kapazitäten ihrer 
Stahlindustrie, welche die gesamte europäische Stahlnachfrage um mehr als das Viereinhalbfache übersteigt, 
oder durch die Zölle der USA, vor allem seit der Amtsübernahme der neuen Administration. China betreibt seit 
über einer Dekade eine geopolitisch-motivierte Industrie- und Technologiestrategie. Im Bereich kritischer Roh-
stoffe umfasst dies eine gezielte Preis- und Ansiedlungspolitik sowie Auslandsbeteiligungen Pekings.  
 
Resilienz beginnt weit vor dem fertigen Produkt – sie umfasst jene strategischen Flaschenhälse, die sich so-
wohl in der Rohstoffversorgung als auch bei Komponenten und Vorprodukten entlang der industriellen Wert-
schöpfungskette auftun. Schlüsseltechnologien der EU-Wirtschaftssicherheitsstrategie wie Halbleiter, künstli-
che Intelligenz, Quanten- und Biotechnologie sind sicherheits- wie industriepolitisch von strategischer Bedeu-
tung. Nur wenn z. B. energiepolitische, regulatorische und handelspolitische Hebel in einem europäischen 
Ordnungsrahmen gebündelt werden, lässt sich Europas technologische Resilienz stärken und die Wettbe-
werbsfähigkeit der industriellen Basis auch dauerhaft sichern. 
 
Politik und Wirtschaft müssen für diese Risiken sensibilisiert sein. Der regelgebundene globale Wettbewerb ist 
in Gefahr. Für Deutschland und seine Partner muss die Resilienz der Industrie auch daher höchste Priorität 
bekommen. Mit einem marktkonformen Zugang zu Rohstoffen und Verarbeitungskapazitäten, zu Zwischen- 
und Endprodukten und verlässlichen Liefer- und Produktionsketten stehen und fallen Sicherheit und Wohl-
stand unseres Landes. 
 
Aus der vom Netzwerk „Zukunft der Industrie“ in Auftrag gegeben Studie wird deutlich, dass sich Staat, Unter-
nehmen und Beschäftigte durchaus um Resilienz bemühen. Ohne eine Koordinierung der verschiedenen Ak-
tivitäten bleiben wir allerdings hochgradig anfällig. Es ist zu begrüßen, dass die neue Koalition weitere Han-
dels- und Investitionsabkommen der EU unterstützen will, eine Politik des De-Risking verfolgen möchte, um 
die Resilienz gegenüber China zu steigern. Die Verengung auf China und der Fokus auf einzelne Maßnahmen 
greifen allerdings zu kurz. Es bleibt darüber hinaus offen, wie Abhängigkeiten und Risiken verringert werden 
sollen. Es braucht einen strukturierten Dialog von Bund, Ländern, Unternehmen, Gewerkschaften und Verbän-
den, damit die verschiedenen Prozesse ineinandergreifen und zu greifbaren Maßnahmen führen. Dieser Dia-
log muss von der neuen Bundesregierung aufgesetzt werden. Wir sind zur Zusammenarbeit bereit. 
 
Die Studie belegt: Der wachsende Rohstoffbedarf und die hohe Importabhängigkeit drohen zur Achillesferse 
für die industrielle Entwicklung Deutschlands und Europas zu werden. Das Rennen um strategisch wichtige 
Rohstoffe, vor allem für Erneuerbaren Energie-Anlagen, Speichertechnologien, Halbleitern, aber auch für die 
moderne Sicherheits- und Verteidigungsindustrie hat längst begonnen. Deutschland und Europa drohen dabei 
ins Hintertreffen zu geraten. Die Märkte sind weitgehend aufgeteilt.  
 
Um die Klima- und Digitalziele zu erreichen, eine glaubwürdige militärische Verteidigungsfähigkeit aufbauen 
zu können und Abhängigkeiten zu reduzieren, müssen Deutschland und Europa deshalb diversifizieren und 
massiv in die heimische Förderung, Verarbeitung und Rückgewinnung kritischer Rohstoffe sowie zirkuläre 
Wertschöpfung investieren. Den Standort Deutschland gilt es dabei durch bessere Rahmenbedingungen bei 
Planungs- und Genehmigungsverfahren, Energiepreisen und öffentlichem Werben für heimische Produktion 
zu stärken. 

 

 

 
 



 

 
 
 
 
 
Wir fordern die zügige und konsequente Umsetzung des EU Critical Raw Materials Acts (CRMA) durch die 
Umsetzung strategischer Projekte in der europäischen Rohstoffproduktion. Auch der Rohstofffonds der Bun-
desregierung sollte sich rasch an ersten Projekten beteiligen. Mit rohstoffreichen insbesondere gleichgesinn-
ten Ländern gilt es, Abkommen und strategische Partnerschaften im Bereich kritischer Rohstoffe zu schließen. 
Formate, wie das Minerals Security Partnership Forum oder der im CRMA angedachte Club für kritische Roh-
stoffe, sollten genutzt werden, um mit Partnern gemeinsame Rohstoffprojekte und höhere Umwelt- und Sozi-
alstandards in den Rohstoffsektoren der Partnerländer zu fördern. Den begonnenen Austausch zu strategi-
schen Vorräten im Rahmen des CRMA gilt es zügig zu konkretisieren. 
 
Doch auch dem Aufbau weiterer Abhängigkeiten muss konsequent entgegengetreten werden: Industrielle 
Wertschöpfung, die in Europa kritische Rohstoffe verarbeitet, darf nicht weiter abwandern oder durch nicht 
wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen gezwungen werden, Produktion zu drosseln oder gar aufgeben. Der 
Blick allein auf die Net Zero Industrien greift hier noch zu kurz. Gerade die Industriebranchen, die am Anfang 
der Wertschöpfungskette von Schlüsseltechnologien stehen, sind von zentraler Bedeutung (z. B. Stahl, Me-
tallverarbeitung, Chemie, Glas, Keramik, Zement) und müssen als zentraler Bestandteil der gesamten Wert-
schöpfungskette mitbedacht und der Industriestandort insgesamt gestärkt werden. 
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